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I. Perſonalien. 


„Seine Majeſtät der König haben Aller— 
gnädigſt geruht, 

dem Kommerzienrat Heinrich Pietſch in 
Memel den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat ſowie 

dem Fabrikbeſitzer und Großkaufmann 
Richard Berg in Ohligs, Landkreis So- 
lingen, dem Kaufmann Karl Blell ſen. 
in Brandenburg a. H., dem Kaufmann 
und Fabrikbeſitzer Heinrich Friedrichs 
in Potsdam und dem Kaufmann Fedor 
Böber in Kattowitz den Charakter als 


mmerzienra 
zu verleihen. i ' 


Es find e 
der 0 d ernannt worden: 


kegierungsrat von Geldern in Berlin 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden der 


— 0. 


Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung 
Stadtkreis Berlin und Regierungs⸗ 
bezirk Potsdam und des Schiedsgerichts 
für die Arbeiterverſicherung im Eifen- 
bahndirektionsbezirke Berlin, 


der Regierungsrat Dr. Brenske in 
Poſen zum Vorſitzenden des Schieds- 
gerichts für Arbeiterverſicherung Ne- 
gierungsbezirk Poſen und des Schieds— 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im 
Eiſenbahndirektionsbezirke Poſen und 


der Amtsrichter Alken in Frankfurt a. M. 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für die Arbeiterver— 
ſicherung im Eiſenbahndirektionsbezirke 
Frankfurt a. M. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Anrechnung von Kriegsjahren als penſiousberechtigte Kriegszeit. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


des 


Berlin W. 66, den 21. Januar 1909. 


Jim Anſchluß an die Beſtimmung unter Nr. 13 der in der Anlage zu dem Erlaſſe 
Herrn Finanzminiſters und des Herrn Miniſters des Innern vom 10. April 1883 


(MBI. d. i. V. S. 54) zuſammengeſtellten Grundſätze über die Berechnung der penſions— 


Anag 
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berechtigten Dienſtzeit der unmittelbaren Staatsbeamten wird hierunter die Allerhöchſte 
Order vom 21. Oktober 1908, betreffend die von Teilen der Schutztruppe für Kamerun in 
den Jahren 1904, 1905 und 1906 gelieferten Gefechte und ausgeführten militäriſchen 
Unternehmungen, zur Beachtung mitgeteilt. 

In Vertretung. 
Ila 79. I 518. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Ich beſtimme, daß die folgenden von Teilen der Schutztruppe für Kamerun in den 
Jahren 1904, 1905 und 1906 gelieferten Gefechte und ausgeführten militäriſchen lnter- 
nehmungen im Sinne der §§ 17 des Offizier-Penſions-Geſetzes und 7 des Maunſchafts⸗ 
Verſorgungs⸗Geſetzes als Kriege anzuſehen find, für die den beteiligten Deutſchen ein 
Kriegsjahr anzurechnen iſt; fällt die Unternehmung in zwei Kalenderjahre, ſo iſt die An⸗ 
rechnung nur eines Kriegsjahrs, und zwar des Anfangsjahrs zuläſſig. Als Kriegsteil— 
nehmer haben diejenigen deutſchen Angehörigen der Schutztruppe und des Gouverne⸗ 
ments von Kamerun zu gelten, welche in dem Gefechtskalender der genannten Schutztruppe 
als ſolche bezeichnet ſind: 

1. Gefecht bei Ngato am 25. Dezember 1904. 

2. Erſtürmung von Bokamonene am 4. Februar 1905. 

3. Gefechte gegen die Gauar-Heiden am 8. und 9. Januar 1906. 

4. Ngute-Unternehmung vom 15. Januar bis 5. März 1906. 

5. Unternehmung gegen die weſtlichen Vaſallen-Dörfer Balis vom 23. März bis 
15. April 1906. 

6. Banſſo-Unternehmung vom 18. April bis 14. Juni 1906. 

7. Galim⸗Unternehmung vom 27. März bis 30. Juni 1906. 

8. Unternehmung gegen die Jebekolles vom 23. April bis 17. Juni 1906. 

9. Gefechte gegen die Gobarra, Minjel, Tode, Mumia, Makaſſa und Kongon- 
Heiden am 15. und 16. März 1906. 

10. Bafut⸗Unternehmung vom 12. November 1906 bis 4. Februar 1907. 

11. Unternehmung gegen die Nord-Makas vom 28. November 1906 bis 7. Januar 1907. 


Berlin, den 21. Oktober 1908. 
gez. Wilhelm IR. 
ggez. von Bülow. 


An den Reichskanzler. (Reichs-Kolonialamt.) 


III. Handels⸗Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 


Betr. Börſenordunng für die Börſe in Berlin. 
Bürſenordnung für Berlin. 


I. Börſenaufſicht und Börſenleitung. 
Sand 


Die unmittelbare Aufſicht über die Börje zu Berlin ſteht der Handelskammer zu 
Berlin zu. 

Ihrer Aufſicht unterliegen auch die auf den Berliner Börſenverkehr bezüglichen Ein— 
richtungen der Kündigungsbureaus, Liquidationskaſſen, Liquidationsvereine und ähnlicher 
Anſtalten. Die Satzungen ſowie die auf den Börſenverkehr bezüglichen Ordnungen dieſer 
Anſtalten bedürfen der Genehmigung der Handelskammer. Die gegenwärtig geltenden 
Satzungen und Ordnungen der zur Zeit beſtehenden derartigen Anſtalten bleiben in Kraft. 
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Die Börſenleitung liegt dem Börſenvorſtand ob. Dieſer beiteht aus 36 Mitgliedern. 
9 Mitglieder werden von der Handelskammer aus ihrer Mitte, 27 von den dauernd und 
mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel zum Börſenbeſuche zugelaſſenen Perſonen 
(vergl. § 15) aus ihrem Kreiſe gewählt. 

Die finanzielle Verwaltung der Börſe ſteht nach Maßgabe des Korporationsſtatuts 
den Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin zu, die dem Börſenvorſtand und der Zu⸗ 
laſſungsſtelle die für die Erledigung ihrer Geſchäfte erforderlichen Beamten mit Ausnahme 
der von der Handelskammer zu ſtellenden Syndici überweiſen. 


$3. a . 

Die Wahl der von den Börſenbeſuchern zu wählenden Mitglieder des Börſenvorſtandes 
erfolgt im Monat Dezember auf drei Kalenderjahre in geheimer Wahl durch Stimmzettel 
mittels relativer Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit entſcheidet das Los. Es werden 

1. 15 Mitglieder von den der Abteilung Fondsbörſe und 
2. 12 Mitglieder von den der Abteilung Produktenbörſe 


zugerechneten (pgl.§ 17, Abſ. 1 Satz?) Börſenbeſuchern gewählt. Mitglieder der Handelskammer 
ſind nicht wählbar. Unter den 15 Mitgliedern, die von den der Abteilung Fondsbörſe 
zugerechneten Börſenbeſuchern gewählt werden, müſſen 4, unter den 12 Mitgliedern, die 
u den der Abteilung Produktenbörſe zugerechneten Börſenbeſuchern gewählt werden, 
2 Alteſte der Kaufmannſchaft ſein. f 

F „Die Wahl wird in getrennten Wahlgängen vorgenommen und zwar von den der 
Abteilung Fondsbörſe zugerechneten Börſenbeſuchern wiederum in zwei getrennten Wahl- 
gaugen, in deren einem 4 Alteſte der Kaufmannſchaft, in deren anderem 11 Mitglieder 
ohne die vorſtehende Beſchränkung gewählt werden, von den der Abteilung Produktenbörſe 
zugerechneten Börſenbeſuchern in drei getrennten Wahlgängen, in deren einem 2 Alteſte der 
Kaufmannſchaft, in deren zweitem 2 Mitglieder, die das Müllereigewerbe betreiben, in 
deren drittem 8 Mitglieder ohne die vorſtehenden Beſchränkungen zu wählen find. 
Veoon den auf dieſe Weiſe gewählten Mitgliedern des Börſenvorſtandes ſcheiden all⸗ 
jährlich aus dem Börſenvorſtand, Abteilung Fondsbörſe (vgl. § 4) 5, aus dem Börfen- 
vorſtand, Abteilung Produktenbörſe (vgl. § 4) 4 aus. 

„Die Wählerliſten werden in der Börſenregiſtratur acht Börſentage hindurch zur 
Einſicht ausgelegt. Die Zeit der Auslegung iſt durch Aushang in den Börſenſälen 
betannt zu machen. Einſprüche gegen die Wählerliſte, die nach Ablauf der achttägigen 
Friſt eingehen, haben keinen Anſpruch auf Berückſichtigung. : i 

Die Berufung der Wähler erfolgt unter Angabe des Wahlverfahrens durch die 
Handelskammer und iſt durch Aushang in den Börſenſälen während acht Vörſentagen und 
durch Veröffentlichung in wenigſtens vier Berliner Zeitungen bekannt zu machen. P 

Die von der Handelsfammer aus ihrer Mitte zu wählenden Mitglieder des Börjen- 
vorſtandes werden 

3. in der Zahl von 5 für die Abteilung Fondsbörſe und 

4. in der Zahl von 4 für die Abteilung Produktenbörſe 
im Monat Dezember auf ein Kalenderjahr gewählt. 

an Scheiden im Laufe der Wahlperiode gemäß Abſ. 1 gewählte Mitglieder aus, ſo 
ergänzt ſich die Abteilung des Börſeuvorſtandes (vgl. § 4) bis zum Ablauf des Kalender- 
jahrs durch Zuwahl. Scheiden im Laufe der Wahlperiode gemäß Abſ. 6 gewählte Mit— 


Mite ee ſo werden die Ausſcheidenden von der Handelskammer zu Berlin aus ihrer 
a etzt. ; 


T ö § 4. 

Der Börſenvorſtaud beſteht aus zwei Abteilungen: 

1. dem Börſenvorſtand, Abteilung Fondsbörſe, dem die in § 3 unter 1 und 3, und 
2. dem Börſenvorſtand, Abteilung Produktenbörſe, dem die in $ 3 unter 2 und 4 
bezeichneten Mitglieder angehören. 

Für die den Handel mit landwirtſchaftlichen Produkten betreffenden Angelegenheiten 
werden zu dem Börſenvorſtand, Abteilung Produktenbörſe, als weitere Mitglieder 5 Ver⸗ 
treter der Landwirtſchaft und der landwirtſchaftlichen Nebengewerbe hinzugewählt, diefe 
ſind auch zu ſolchen Sitzungen des Geſamtbörſenvorſtandes zuguziehen, in denen Angelegen— 
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heiten der bezeichneten Art verhandelt werden. Zum Zwecke ihrer Wahl wird ſeitens des 
Laudes-Okonomie-Kollegiums eine Vorſchlagsliſte von 10 Perſonen aufgeſtellt. Aus 
dieſer Liſte ſind 5 durch die im § 2 bezeichneten der Abteilung Produktenbörſe zu 
gerechneten Börſenbeſucher auf drei Kalenderjahre zu wählen. Die Wahl erfolgt nach der 
Vorſchrift des § 3 Abſ. 1. 

Scheiden im Laufe der Wahlperiode Vertreter der Landwirtſchaft oder der land— 
wirtſchaftlichen Nebengewerbe aus, ſo ergänzt ſich der gemäß § 3 gewählte Börſenvorſtand, 
Abteilung Produktenbörſe, bis zum Ablauf der Wahlperiode durch Zuwahl. Zu dieſem 
Zwecke wird ſeitens des Landes -Okonomie⸗Kollegiums eine Vorſchlagsliſte in Höhe der 
doppelten Zahl der zu Wählenden, mindeſtens aber von 5 Kandidaten aufgeſtellt. 


sip: 

Zur Beſchlußfähigkeit des Börſenvorſtandes ijt die Anweſenheit von 15, des Börfen- 
vorſtandes, Abteilung Fondsbörſe, von 9, des Börſenvorſtandes, Abteilung Produktenbörſe, 
von 7 und in Angelegenheiten des Handels mit landwirtſchaftlichen Produkten und Neben 
produkten von 9 Mitgliedern erforderlich. 


§ 6. 

Der Börſenvorſtand ſowie ſeine Abteilungen wählen alljährlich aus ihrer Mitte je 
einen Vorſitzenden und je zwei Stellvertreter. Dieſe Wahlen bedürfen der Beſtätigung der 
Handelskammer. 

Der Börſenvorſtand ſowie ſeine Abteilungen erlaſſen ihre Geſchäftsordnungen ſelbſt. 
Dieſe bedürfen der Genehmigung der Handelskammer. 


8 7. 
Der Börſenvorſtand hat insbeſondere folgende Aufgaben: 
1. er überwacht die Befolgung der in bezug auf die Börſe erlaſſenen Geſetze und 
Verwaltungsbeſtimmungen; 
2. er handhabt die Ordnung in den Börſenräumen und erläßt mit Genehmigung 
der Handelskammer Beſtimmungen über die äußere Regelung des Geſchäfts— 
verkehrs an der Börſe; 
er beſchließt über die Zulaſſung zum Börſenbeſuche; 
er übt die Diſziplinargewalt an der Börſe aus; 
er übt das Vorſchlagsrecht für die Wahl der Mitglieder des Vörſenausſchuſſes aus; 
er läßt Waren und Wertpapiere zum Vörſenterminhandel zu; 
er beſorgt die amtliche Feſtſtellung und Veröffentlichung der Kurſe und Preiſe; 
er ſtellt die Börſengeſchäfts- und Börſeuverkehrsbedingungen feft; 
er entſcheidet nach Maßgabe der Geſchäftsordnungen Streitigkeiten aus Börſen— 
geſchäften. 
Inſoweit fich die Aufgaben auf die Geſchäfte oder den Vörſenverkehr an einer Mp- 
teilung der Börſe beziehen, ſteht ihre Erledigung den einzelnen Abteilungen des Börſen— 
vorſtandes ſelbſtändig zu. 


G Ee] 


§ 8. 

Der Börſenvorſtand wählt alljährlich aus feiner Mitte eine Kommiſſion zur Prüfung 
der Geſuche um Zulaſſung zum Börſenbeſuch. Bei Einſtimmigkeit iſt die Kommiſſion auch 
zur Erledigung dieſer Geſuche zuſtändig. 

Dieſe Kommiſſion iſt zugleich Unterſuchungskommiſſion (vgl. § 20). 


89. 

Der Börſenvorſtand wählt alljährlich aus feiner Mitte eine Kommiſſion von fünf 
ordentlichen und acht ſtellvertretenden Mitgliedern, die in der Beſetzung von fünf Mit⸗ 
gliedern Streitigkeiten in Börſenſachen, die von Börſenbeſuchern freiwillig an ſie gebracht 
werden, durch Vergleich oder Schiedsſpruch zu ſchlichten hat. Die näheren Beſtimmungen 
über das Verfahren werden in der Geſchäftsordnung des (Geſamt)Börſenvorſtandes er- 
laſſen. 
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§ 10. 

Die Mitglieder des Börſenvorſtandes haben für die Erhaltung der äußeren Ordnung, 
der Ruhe und des Anſtandes in den Verſammlungsräumen der Börſe und den dazu ge⸗ 
hörigen Nebenräumen zu ſorgen. > s . 

Jedes gemäß § 2 Abſ. 1 gewählte Mitglied des Börſenvorſtandes iſt befugt, Börſen⸗ 
beſucher, welche die Ordnung, die Ruhe oder den Anſtand an der Börſe oder in den dazu 
gehörigen Nebenräumen verletzen oder der in dieſer Beziehung ergehenden Anordnung eines 
Weitglieds des Börſenvorſtandes nicht ungeſäumt Folge leiſten, ſofort und ohne Erörterung 
der Urſache von der Börſe entfernen zu laſſen. Das Mitglied des Börſenvorſtandes muß 
in dieſem Falle noch an demſelben Tage dem Vorſitzenden des Börſenvorſtandes ſchriftlichen 
Bericht erſtatten. i l l 

„Der Vorſitzende iſt nach Anhörung des Börſenbeſuchers berechtigt, dieſem den Zutritt 
zu den Börſenverſammlungen bis zur Beendigung des nach §§ 19 und 20 einzuleitenden 
Verfahrens zu verſagen. l 
r Unterſtützung des Börſenvorſtandes bei der Aufrechterhaltung der Ordnung, der 
Ruhe und des Anſtandes ſind Börſenbeamte anzuſtellen, die den Anordnungen der Mit— 
glieder des Börſenvorſtandes Folge zu leiſten haben. 


5 11. 
a Bei Beſchwerden über den Börſenvorſtand, Abteilung Fondsbörſe, nehmen die dieſem 
lbteörigen Mitglieder der Handelskammer, bei Beſchwerden über den Vörſenvorſtand, 
b teilung Produktenbörſe, die dem letzteren angehörigen Mitglieder der Handelskammer, 
de, Veſchwerden über den Geſamtbörſenvorſtand ſämtliche dem Börſenvorſtand angehörige 
Mitglieder der Handelskammer an der Abſtimmung nicht teil. Die Teilnahme an der Be— 
ratung iſt in allen Fällen zuläſſig. 


II. Geſchäftszweige an der Berliner Börſe. 


12. 
Die Einrichtungen der Börſe zu Berlin ſind beſtimmt für den Handel in: 

1. Münzen und Edelmetallen, Banknoten, Papiergeld, Staats- oder anderen für 
den Handelsverkehr geeigneten Wertpapieren, Kupons, Dividendenſcheinen, 
Wechſeln, Schecks, Anweiſungen und Auszahlungen (Abteilung Fondsbörſe); 

2. Getreide, Mehl, Braumalz, Stärke, Zucker, Saat, Rüböl, Petroteum, Spiritus 
und anderen Produkten und Waren (Abteilung Produktenbörſe). 


III. Zulaſſung zum Börſenbeſuche. Diſziplinarverfahren. 
§ 13. i 
Ant Die Zulaſſung zum Börſenbeſuche durch den Börſenvorſtand erfolgt auf ſchriftlichen 
x rag. 


Als Ausweis über die Zulaſſung erhalten gegen Zahlung der Gebühr die dauernd 
and mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel zugelaſſenen Börſenbeſucher (vergl. 
a 1 Börſenkarte, die übrigen eine Eintrittskarte. Die Karten werden, ſofern nicht 
di erg bejtinmmt ift, für die Dauer eines Kalenderjahrs ausgeſtellt und ſind nur für 
$ beton gültig, auf deren Namen ſie lauten. 

de nicht am Börſenhandel teilnehmenden Mitglieder des Alteſtenkollegiums und der 
Handelskammer, die Beamten der Handelskammer und der Korporation der Kaufmannſchaft 
owie alle Perſonen, die, ohne am Börſenhandel oder an den Kursmaklergeſchäften teil⸗ 
zunehmen, dermöge ihres Amtes den Vörſenverſammlungen beizuwohnen berechtigt find, 
paden, ohne einer beſonderen Zulaſſung zu bedürfen, Zutritt zur Börſe und erhalten koſten⸗ 
lrei eine Eintrittskarte. Die Kursmakler ſind von der Verpflichtung, eine Börſenkarte gegen 
Entrichtung der Gebühren zu löſen, nicht befreit. 


§ 14. 
Zum Börſenbeſuche dürfen nicht zugelaſſen werden: 
1. Perſonen weiblichen Geſchlechts; a 
2. Perſonen, welche fich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden; 
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. Berfonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 
Vermögen beſchränkt find; 

Perſonen, welche wegen betrüglichen Bankerotts rechtskräftig verurteilt find; 

Perſonen, welche wegen einfachen Bankerotts rechtskräftig verurteilt find; 

Perſonen, welche fich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden, oder Ver- 
treter einer der im § 15 genannten Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften ſind, 
die ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befindet. Als zahlungsunfähig im 
Sinne dieſer Vorſchrift gilt ſchon, wer Gläubigern über unſtreitige Schuld 
verbindlichkeiten Vergleichsvorſchläge macht oder eine unſtreitige und fällige 
Schuldverbindlichkeit unberichtigt läßt. Unſtreitigen Schuldverbindlichkeiten ſtehen 
ſolche gleich, die durch rechtskräftiges Urteil oder den Schiedsſpruch eines Börſen— 
ſchiedsgerichts oder für vollſtreckbar erklärten Schiedsſpruch eines anderen 
Schiedsgerichts feſtgeſtellt ſind; 

7. Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte 
ehrengerichtliche Entſcheidung auf Ausſchließung von dem Beſuch einer Börſe 
erkannt iſt; 

8. Perſonen, welche an einer die übrigen Börſenbeſucher oder den Verkehr an der 

Börſe gefährdenden Krankheit leiden. 


Tritt einer der zu 2 bis 6 und 8 gedachten Fälle erſt nach der Zulaſſung ein, ſo 
erfolgt die Ausſchließung mittels Beſchluſſes des Börſenvorſtandes. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuche kann in den Fällen des 
Abſ. 1 Ziffer 2 und 3 nicht vor der Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes, in dem 
Falle des Abſ. 1 Ziffer 5 nicht vor Ablauf von ſechs Monaten, nachdem die Strafe 
verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt, ſie darf in den Fällen des Abſ. 1 Ziffer 5 und 6 nur 
ſtattfinden, wenn der Börſenvorſtand den Nachweis für geführt erachtet, daß die Schuld— 
verhältniſſe ſämtlichen Gläubigern gegenüber durch Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt 
ſind. Einer Perſon, welche im Wiederholungsfall in Zahlungsunfähigkeit oder in Konkurs 
geraten iſt, muß die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung mindeſtens für die Dauer eines 
Jahres verweigert werden. In dem Falle des Abſ. 1 Ziffer 4 iſt der Ausſchluß ein 
dauernder. In dem Falle des Abſ. 1 Ziffer 6 kann der Börſenvorſtand ein Mindeſtmaß 
der Ausſchlußfriſt feſtſtellen. 

Findet gemäß Abſ. 1 Ziffer 2 bis 7 der Ausſchluß eines Inhabers oder Vertreters 
einer Firma ſtatt, ſo können durch Beſchluß des Börſenvorſtandes auch die übrigen Inhaber 
und Vertreter dieſer Firma, die zum Börſenbeſuche zugelaſſen ſind, ausgeſchloſſen werden. 


D Oe 


§ 15. 

Dauernd und mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel werden zum 
Börſenbeſuche zugelaſſen diejenigen volljährigen Perſouen, welche als Inhaber einer 
Firma, als Geſellſchafter einer offenen Handelsgeſellſchaft, als Vorſtandsmitglieder einer 
Aktiengeſellſchaft, als perſönlich haftende Geſellſchafter einer Kommanditgeſellſchaft oder 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, als Geſchäftsführer einer Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung oder als Vorſtandsmitglieder einer eingetragenen Genoſſenſchaft in das Handels— 
regiſter oder in das Genoſſenſchaftsregiſter Berlins oder eines ſeiner Vororte eingetragen 
ſind, ſowie die Vorſtandsmitglieder der öffentlichen Bankanſtalten, die in Berlin oder 


einem ſeiner Vororte ihren Sitz haben. 


Die Zulaſſung ſolcher Perſonen darf nach Erfüllung der im § 17 genannten Voraus- 
ſetzungen nur abgelehnt werden, wenn die Beſtimmungen der SS 14 und 17 Abſ. 4 ent 
gegenſtehen oder dem Börſenvorſtand Unſtände bekannt find, welche die Befürchtung 
rechtfertigen, daß der Antragſteller den Anforderungen, die an einen am Börſenhandel 
teilnehmenden Börſenbeſucher zu ſtellen find, nicht entſprechen wird. In dieſem Falle 
kann die Ablehnung ohne Angabe von Gründen erfolgen. 

In geeigneten Fällen können ſtatt der im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen Prokuriſten 
oder Bevollmächtigte desſelben Betriebs als Börſenbeſucher dauernd und mit der Befugnis, 
am Börſenhandel teilzunehmen, zugelaſſen werden. l 

Andern Perſonen kann der Börſenvorſtand nach feinem Ermeſſen die dauernde 
Zulaſſung mit Teilnahmebefugnis gewähren, wenn die im Abſ. 2 erwähnten Beſtimmungen 
nicht entgegenftehen und die dort erwähnten Vorausſetzungen erfüllt find; eine derartige 
Zulaſſung kann der Börſenvorſtand nach feinem Ermeſſen zurücknehmen. 
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§ 16. 
PR Zum Börſenbeſuche können ferner, wenn die Beſtimmungen der §§ 14 und 17 
Mbi. 4 nicht entgegenſtehen, nach freiem Ermeſſen des Börſenvorſtandes zugelaſſen werden: 


1. kaufmänniſche Angeſtellte (Prokuriſten, Handlungsgehilfen, Volontäre und Lehr— 
linge) eines gemäß § 15 zugelaſſenen Börſenbeſuchers, eines Kursmaklers oder 
einer der im § 15 genannten Geſellſchaften oder Genoſſenſchaften, ſofern dieſe 
durch mindeſtens einen gemäß $ 15 zugelaſſenen Börſenbeſucher an der Börſe 
vertreten ſind, oder einer öffentlichen Bankanſtalt, die in Berlin oder einem 
leiner Vororte ihren Sitz hat. Dieſe Perſonen dürfen nur im Namen und 
für Rechnung des Dienſtherrn am Börſenhandel teilnehmen; 

2. ohne Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel: 

a) Berichterſtatter der Preſſe; 

b) Perſonen, die ein dem Börſenhandel dienendes Hilfsgewerbe betreiben; 

€) Boten der unter Ziffer 1 genannten Perſonen uſw.; 

d) andere in Berlin oder einem feiner Vororte wohnhafte Perſonen; 

6) außerhalb Berlins und feiner Vororte wohnhafte Kaufleute und 
Prokuriſten, die durch einen gemäß § 15 zugelaſſenen Börſenbeſucher 
empfohlen werden; dieſen wird für die Dauer von ſechs Wochen eine 
Fremden -Eintrittskarte ausgeſtellt. 

Kal Die Zulaſſung der unter Ziffer 1 und 20 genannten Perſonen erfolgt auf ein 

zalenderjahr der unter Ziffer 2 genannten auf ſechs Wochen, der übrigen ohne be 

ſchränkte“ 15 1 - q f s Woch „ der 9 

ite Zeitdauer. 

Der Börſenvorſtand kann die Zulaſſung nach freiem Ermeſſen zurücknehmen. Er 
muß ſie zurücknehmen, wenn der Zugelaſſene unbefugt am Börſenhandel teilnimmt. 
Ohne Erteilung einer Eintrittskarte, jedoch höchſtens ſechsmal jährlich, dürfen 
emwandsfreie volljährige Perſonen durch gemäß § 15 zugelaſſene Börſenbeſucher in die 
Börfe eingeführt werden, nachdem die Namen des Einführenden und des Eingeführten, 
bei letzterem unter Angabe von Stand und Wohnort, in das am Eingange zu den Börfen- 
tfen ausliegende Fremdenbuch eingetragen ſind. 


. 

Der Antrag auf Zulaſſung zum Börſenbeſuch iſt in den Fällen des § 16 Ziffer 1 
no 2¢ vom Dienſtherrn, im übrigen von dem zu ſtellen, der ſie für ſich erſtrebt. Die 
ll" gemäß S 15 beantragenden Perſonen haben zwecks Aufnahme in die 
Wählerliſten (vgl. § 3) in dem Autrage zu erklären, ob jie der Abteilung Fondsbörſe oder 
Produttenbörſe zugerechnet ſein wollen. 
tt In "ir Fällen der SS 15 und 16 Ziffer 2a und b bedarf der Antrag der Unter- 
aud urch drei (Gewährsmänner, die ſeit mindeſtens zwei Jahren gemäß § 15, oder 
aA ſoweit es ſich um Berichterſtatter der Preſſe handelt, als ſolche, ſoweit es ſich um 
getan 16 Ziffer 2b genannten Gewerbetreibenden handelt, als ſolche zum Börſenbeſuche 
Bit enjäl find, Der Antrag iſt mit Angabe der Gewährsmänner durch Aushang in den 
Von Der G a acht Börſentagen bekannt zu machen. Nach Ablauf dieſer Friſt iſt 
Prüfung den Aar Mänhern Zu Protofoll die Erklärung abzugeben, daß ſie nach ſorgfältiger 
Achtung fei 5 dlutragſteller für einen Mann halten, der — in den Fällen des § 15 — der 
3 ee. einer Berufsgenoſſen und der dauernden Zulaſſung zum Vörſenbeſuche mit der Befugnis 
a magme am Börſenhandel, — in den Fällen des § 16 Ziffer 2a und b — der 
8 Börſenbeſucher und der Zulaſſung zum Börfenbefuche würdig ift. Die Vor- 
i glieder öffentlicher Bankanſtalten ſind von der Stellung von Gewährsmännern 
en „örfenbefucher, die durch ehrengerichtliche Entſcheidung oder Beſchluß des Börſen 
e es (vergl. §§ 18 und 19) auf eine kalendermäßig beſtimmte Friſt vom Börſen⸗ 
N ‚ auSgejchlofjen worden find, ſind nach Ablauf der Friſt wieder zum Börſenbeſuche 
hrechtiat, ahne daß es eines Antrags bedarf. Perſonen, die bereits gemäß § 15 oder § 16 
giier 2a oder b zugelaſſen waren und der Zulaſſung durch deren Zurücknahme, durch 
(Lesſchließung auf eine kalendermäßig nichtbeſtimmte Friſt oder aus anderen Gründen 
Verzicht, Fortfall der für die Zulaſſung vorausgeſetzten Eigenſchaften u. dergl.) verluſtig 
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gegangen find, können beim Nachſuchen der Wiederzulaſſung vom Börſenvorſtande von der 
Stellung von Gewährsmänmern befreit werden. 

Ein endgültig abgelehnter Zulaſſungsantrag darf innerhalb von ſechs Monaten nicht 
wiederholt werden. 


81 

Wird gegen einen gemäß § 15 oder $ 16 Ziffer 2a und b zugelaſſenen Börſenbeſucher 
auf Ausſchließung für die Dauer von drei Monaten oder länger erkannt, oder wird die 
Zulaſſung eines ſolchen Börſenbeſuchers zurückgenommen, ſo iſt zugleich ſeitens des Börſen⸗ 
vorſtandes zu prüfen, ob die Gewährsmänner bei der Empfehlung Tatſachen gekannt haben 
oder bei ernſter Erfüllung der ihnen durch die Empfehlung auferlegten Pflicht hätten kennen 
müffen, die mit der von ihnen abgegebenen Erklärung im Widerſpruche ſtanden. Gegen 
einen hierbei als ſchuldig befundenen Gewährsmann iſt auf zeitweilige oder dauernde Ab— 
ſprechung des Rechts, Gewährsmann zu ſein, zu erkennen; außerdem kann er auf mindeſtens 
drei Tage und höchſtens drei Monate vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen werden. Ein Ver- 
fahren gegen die Gewährsmänner tritt nicht ein, wenn zwiſchen der Gewährſchaft und der 
Ausſchließung mehr als drei Jahre liegen. 

In den Fällen des § 16 Ziffer 1 und 2c ift der Dienſtherr verpflichtet, darüber zu 
wachen, daß an der Börſe die unter 1 genannten Perſonen Geſchäfte lediglich im Namen 
und für Rechnung des Dienſtherrn abſchließen, die unter 26 genannten nur Botendienſte 
verrichten. 

Hat der Dienſtherr die Zulaſſung ſolcher Perſonen beantragt, obwohl er wußte oder 
wiſſen mußte, daß ſie auch Handlungen vornehmen werden, zu denen ſie durch die Zu— 
laſſung nicht berechtigt ſind, oder hat er wiſſentlich oder fahrläſſig geduldet, daß ſie ſolche 
Handlungen vornehmen, ſo iſt er in gleicher Weiſe zu beſtrafen wie die Börſenbeſucher, die 
fich der in § 19 angegebenen Verfehlungen ſchuldig machen. Iſt der Dienſtherr eine Geſell 
ſchaft oder Genoſſenſchaft, fo trifft die Strafe den oder die mit der Befugnis zur Teilnahme 
am Börſenhandel zugelaſſenen Vertreter. 


§ 19. 
Sämtliche Börſenbeſucher unterſtehen den Anordnungen des Börſenvorſtandes. 
Von dem Beſuche der Börſenverſammlungen find auszuſchließen Börſenbeſucher, die 
1. in den Börſenſälen oder den zugehörigen Nebenräumen von dem Zeitpunkte der 
Offnung bis zu dem der Schließung der Eingangstüren 

a) einen Börſenbeſucher oder eine an der Vörſe amtlich beſchäftigte Perſon be 
leidigen, 

b) Lärm erregen, den Anſtand verletzen, die Ordnung oder den Geſchäftsverkehr 
an der Börſe ſtören oder einer Anordnung eines Mitglieds des Börſen— 
vorſtandes zuwiderhandeln, a 

c) der Aufforderung eines Börſenbeamten zum Verlaſſen der Börſe nach Börfen- 
ſchluß nicht Folge leiſten, 


2. in zur Zuſtändigkeit des Börſenvorſtandes gehörigen Sachen als Zeugen, in 
Diſziplinarſachen auch als Anzeigende oder Beſchuldigte auf Ladungen des Börſenvorſtandes 
oder ſeiner Kommiſſionen unentſchuldigt ausbleiben oder unbefugt ihr Zeugnis verweigern 
oder ein unwahres Zeugnis ablegen. 

Die Ausſchließungsfriſt beträgt mindeſtens drei Tage und höchſtens ein Jahr. 

Statt der Ausſchließung iſt die Erteilung eines Verweiſes oder die Verhängung einer 
Geldſtrafe von mindeſtens 50 bis höchſtens 1500 Mark zuläſſig. Die eingehenden Gelder 
ſind zugunſten unterſtützungsbedürftiger Börſenbeſucher zu verwenden. 


§ 20. 

Vor Ausſchließung von der Börſe, Zurücknahme der Zulaſſung, Abſprechung des 
Rechts, Gewährsmann zu ſein, Verhängung einer Geldſtrafe oder Erteilung eines Ver- 
weiſes iſt der Betroffene zu ſeiner Vernehmung vor die Unterſuchungskommiſſion des 
Börſenvorſtandes und einen Syndikus zu laden. Der gegen ihn ergehende Beſchluß iſt ihm 
zuzuſtellen. 5 
1. Ft ſein Aufenthalt unbekannt, ſo erfolgt die Zuſtellung der Ladung und des Be— 
ſchluſſes durch Aushang in den Börſenſälen wärend acht Börſentagen. 
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§ 21. A j 
Die im § 20 Abſ. 1 genannten Beſchlüſſe können auf Beſchluß des Börſenvorſtandes 
durch Aushang in den Börſenſälen während acht Börſentagen bekannt gemacht werden. 


922. en” he: 
Gegen die Ablehnung eines Antrags auf Zulaſſung zum Börſenbeſuche ſowie gegen 
die in den §§ 20 Abſ. 1, Satz 1 und 21 bezeichneten Beſchlüſſe findet binnen einer Friſt 
von einer Woche nach Zuſtellung des Beſchluſſes die Beſchwerde an die Handelskammer ſtatt. 


IV. Ehrengericht. 


1 28 

Das Ehrengericht an der Börſe zu Berlin beſteht aus 5 ordentlichen und 7 ſtell⸗ 
vertretenden Mitgliedern, die aus der Zahl der Mitglieder der Handelskammer auf die 
Dauer von drei Kalenderjahren durch die Handelskammer gewählt werden. Für ein Mit⸗ 
glied, das während der Amtsdauer ausſcheidet, wählt die Handelskammer einen Erſatzmann 
für den Reſt der Wahlperiode des Ausgeſchiedenen. Außerdem gehört dem Ehrengericht 
ein Syndikus der Handelskammer als Mitglied mit beratender Stimme an. 9 

Das Ehrengericht entſcheidet in einer Beſetzung von 5 ſtimmberechtigten Mitgliedern. 

, Die rechtskräftigen oder gemäß § 16 Abſ. 4 des Börſengeſetzes für ſofort wirkſam er— 

klärten Urteile ſind dem Börſenvorſtande mitzuteilen. . 

Bei zeitweiliger Ausſchließung beſtimmt, ſofern das Ehrengericht nicht von dem ihm 
gemäß § 16 Abſ. 4 des Börſengeſetzes zuſtehenden Rechte Gebrauch gemacht hat, der Börſen— 
vorſtand den Beginn der Ausſchließungsfriſt. 


V. Zulaſſungsſtelle. 


§ 24. 

Die Zulaſſungsſtelle an der Vörſe zu Berlin beſteht aus nicht mehr als 28 und nicht 
weniger als 22 ordentlichen ſowie nicht mehr als 10 und nicht weniger als 8 ſtellbertretenden 
Mitgliedern, von denen mindeſtens je die Hälfte ſich nicht berufsmäßig am Börſenhandel 
mit Wertpapieren beteiligt. Unter den ordentlichen Mitgliedern ſind 5 aus der Zahl der 
ee der Handelskammer, 6 aus der Zahl der Mitglieder der Alteſten der Kaufmann— 

aft zu wählen. 

Die Mitglieder werden auf die Dauer von drei Kalenderjahren durch die Handels⸗ 
klammer gewählt. Für ein Mitglied, das während der Amtsdauer ausſcheidet, wählt die 
Handelskammer einen Erſatzmann für den Reſt der Wahlperiode des Ausgeſchiedenen. 

Die Zulaſſungsſtelle ijt beſchlußfähig, wenn 9 Mitglieder anweſend find. 


§ 25. | 
,Die Zulaſſungsſtelle wählt alljährlich aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und zwei 
Stellvertreter. Dieſe Wahlen bedürfen der Beſtätigung der Handelskammer. 


. Die Zulaſſungsſtelle erläßt ihre Geſchäftsordnung ſelbſt. Die Geſchäftsordnung be— 
darf der Genehmigung der Handelskammer. 


§ 26. 
Zur Stellung des Autrags auf Zulaſſung von W 


; : : à Wertpapieren zum Börſenhandel find 
nur in Berlin oder einem ſeiner Vororte anſäſſige Firmen berechtigt. 


SRi 

Dem Antragſteller ſteht gegen jede Entſcheidung der Zulaſſungsſtelle, durch die dem 
Antrag auf Zulaſſung einer Emiſſion nicht ſtattgegeben wird, binnen einer Friſt von zwei 
Wochen nach Bekanntgabe die Beſchwerde an die Handelskammer zu. Die Handelskammer 
erteilt der Zulaſſungsſtelle Abſchrift der Beſchwerdeſchrift zur Kenntnisnahme. A 
. Bei Beſchwerden über die Zulaſſungsſtelle dürfen die der Zulaſſungsſtelle angehörigen 
Mitglieder der Handelskammer zwar an der Beratung, nicht aber an der Abſtimmung über 
die Beſchwerde teilnehmen. 
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VI. Zulaſſung von Waren und Wertpapieren zum Börſenterminhandel. 


§ 28. 

Vor Zulaſſung von Waren oder Wertpapieren zum Börſenterminhandel iſt, ſofern ſie 
nicht von Amts wegen erfolgt, der Antrag auf Zulaſſung durch Aushang in den Börſen— 
ſälen während zwei Wochen bekannt zu machen. i 

Das Ergebnis der gemäß $ 50 Abi. 3 des Börſengeſetzes vor der Zulaſſung von 
Waren zum Börſenterminhandel vorgenommenen Ermittelungen iſt dem Reichskanzler durch 
die Hand des Miniſters für Handel und Gewerbe mitzuteilen. 

Die Zulaſſung von Waren oder Wertpapieren zum Börſenterminhandel iſt dem Miniſter 
für Handel und Gewerbe anzuzeigen. 

Endlich ſind ihm die Geſchäftsbedingungen für die im § 67 des Börſengeſetzes be 
zeichneten Geſchäfte behufs Herbeiführung der Genehmigung des Bundesrats einzureichen. 


VII. Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe. 
§ 29. 

Die amtliche Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe erfolgt namens des Börſenvorſtandes 
durch ein Mitglied oder mehrere Mitglieder des Börſenvorſtandes. 

Die Namen der damit beauftragten Mitglieder ſind durch Aushang in deu Börſen 
ſälen bekaunt zu machen. Für den Fall der Verhinderung können andere Mitglieder des 
Börſenvorſtandes eintreten. 

Bei der Preisfeſtſtellung für landwirtſchaftliche Produkte find mindeſteus zwei der als 
Vertreter der Landwirtſchaft, der landwirtſchaftlichen Nebengewerbe oder anderen Berufs 
zweige gewählten Mitglieder des Börſenvorſtandes zur Mitwirkung zu berufen. Die Leitung 
der Feſtſtellung ſteht in allen Fällen einem gemäß § 2 Abſ. 1 gewählten Mitgliede des 
Börſenvorſtandes zu. Wirken mehrere ſolcher Mitglieder mit, fo übernimmt das an Lebens- 
alter älteſte die Leitung. Bei Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet die Mehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des die Feſtſtellung leitenden Vorſtandsmitglieds den 
Ausſchlag. 

§ 30. 

Der Börfenvorftand beſtimmt mit Genehmigung der Handelskammer, an welchen Tagen 
und in welchen Zwiſchenräumen die Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe erfolgt. Die ge— 
nehmigten Beſchlüſſe ſind durch Aushang in den Börſenſälen bekannt zu machen. 


S Sil 

Die Feſtſtellung erfolgt unmittelbar nach 2 Uhr, am Sonnabend unmittelbar nach 
1½ Uhr in den dazu beſtimmten Räumen. Dort haben die Kursmakler, die in den Wert- 
papieren oder Waren Geſchäfte vermitteln, an denjenigen Tagen, an denen für ihren 
Geſchäftszweig Kurſe oder Preiſe feſtzuſtellen find, pünktlich um 2 Uhr, am Sonnabend 
pünktlich um 1½ Uhr zu erſcheinen und anweſend zu bleiben, bis ſie von den amtierenden 
Mitgliedern des Börſenvorſtaudes entlaſſen werden. 

Die Kursmakler haben dieſen alle zur Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe von ihnen 
erforderten Erklärungen nach beſtem Wiſſen der Wahrheit gemäß abzugeben. 

Ergeben ſich Zweifel oder Streitigkeiten über die Feſtſtellung der Kurſe oder Preiſe, 
ſo iſt das die Feſtſtellung leitende Mitglied des Börſenvorſtandes befugt, eine ausdrückliche 
protokollariſche Erklärung der Kursmakler unter Hinweis auf den geleiſteten Eid zu er⸗ 
fordern und nach ſeinem Ermeſſen auch die Richtigkeit durch Einſicht der Tagebücher der 
Kursmakler oder in anderer Weiſe zu prüfen. Die Kursmakler ſind befugt, bei Vorlegung 
der Tagebücher die Namen der Auftraggeber zu verdecken. 

Die Eutſcheidung über die Höhe der feſtzuſtellenden Kurſe oder Preiſe ſteht den Mit- 
gliedern des Börſenvorſtandes allein zu, und es bleibt ihnen überlaſſen, auf welchem Wege 
fie fich die zu ihrer Entſcheidung erforderliche Kenntnis, abgeſehen von den Angaben der 
Kursmakler, auf Grund börſenmäßig abgeſchloſſener Geſchäfte oder hervorgetretener An— 
gebote oder Nachfragen verſchaffen wollen. ö 

Die Protokolle über Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe find von Börſenſekretären zu 
ühren. 

* Für nach 2 Uhr, am Sonnabend nach 1½ Uhr abgeſchloſſene Geſchäfte findet eine 
amtliche Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe nicht ſtatt. 
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832 — 

In den zur Veröffentlichung gelangenden amtlichen an N ens 
verſchiedenen Getreidegattungen (Weizen, Roggen, Gerſte w m.) nach Lage des Sefe jat 5 
verkehrs an der Börſe hauptſächlich in Betracht kommenden Sorten mit N a 
nach Urſprung (inländiſch und ausläudiſch), nach Dualitätegewicht, nach, Ser 
in Farbe, Geruch und Trockenheit, nach alter und neuer Ernte zu bezeichnen, ſoweit dieſe 
Unterſcheidungsmerkmale feſtzuſtellen ſind. 


Für jede einzelne der gemäß § 32 zur Notierung gelangenden Getreideſorten ſind 

die dafür wirklich gezahlten Preiſe zu notieren, ſoweit dies feſtzuſtellen ijt. A 

Juſoweit ſich dieſe Notierungen auf Abſchlüſſe über beſonders geringe 6 

beziehen oder ſonſt beſondere Verhältniſſe vorliegen, ift dies bei der Notierung kenntlich 
zu machen. 


s 34. i 

Das amtliche Kursblatt der Berliner Fondsbörſe und der amtliche Bericht für 

Waren, welche mit den Protokollen übereinſtimmen müſſen, werden ſofort nach Feſtſtellung 

der Kurſe und Preiſe gedruckt, mit dem Stempel der zuſtändigen Abteilung des Börſen— 

vorſtandes beglaubigt und noch an demſelben Nachmittag ausgegeben. . a 8 

Ob und in welcher Weile außerdem amtliche Bekanntmachungen über Kurſe und 
Preiſe vom Börſenvorſtande zu erlaſſen ſind, beſtimmt dieſer ſelbſt. 


VIII. Allgemeine Vorſchriften. 
§ 35. 


Die Mitglieder des Börſenvorſtandes, des Ehrengerichts und der Zulaſſungsſtelle 
üben ihr Amt ehrenamtlich aus. 


$ 36. . 

Die Börſenverſammlungen finden in dem der Korporation der Kaufmannſchaft 

von Berlin gehörigen Börſengebäude ſtatt. Bei künftig etwa eintretenden Anderungen 

wird der Verſammlungsort der Börſe von der Handelskammer mit Genehmigung des 
Miniſters für Handel und Gewerbe beſtimmt. 


§ 37. 

Die Börſenverſammlungen finden täglich, mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage, 
von mittags 12 Uhr bis nachmittags 3 Uhr, am Sonnabend von mittags 12 Uhr bis 
nachmittags 2 Uhr ſtatt. s f 3 

Die Feſtſetzung einer anderen Börſenzeit und damit die Anderung der im § 32 
Abſ. 1 feſtgeſetzten Zeitpunkte erfolgt durch Beſchluß des Börſenvorſtandes, welcher der 
Genehmigung der Handelskammer unterliegt. Dieſer Beſchluß tritt in Kraft, nachdem er 
durch Aushang in den Börſenſälen während acht Börſentagen und durch dreimalige 
Veröffentlichung in wenigſtens vier Berliner Zeitungen befannt gemacht iſt. 


Der Börſenvorſtand iſt befugt, einzelne Börſenverſammlungen ausfallen zu laſſen oder 
deren Zeitdauer abzuändern. 


§ 38. 
Der Anfang und das Ende jeder Börſenverſammlung wird durch ein Glockenzeichen 
kund gemacht. N 
Iſt uſancemäßig die Zuläſſigkeit der Kündigungen oder die Abgabe von Erklärungen 
von der Innehaltung einer in die Zeit der Börſenverſammlung fallenden Friſt abhäugig, ſo 
kann auf Anordnung einer Abteilung des Börſenvorſtandes der Ablauf dieſer Friſt durch 
ein Glockenzeichen verkündet werden. 


8 g i 
Außer den Bekanntmachungen der Handelskammer, der Alteſten der t a ik 
des Börſenvorſtandes und der Zulaſſungsſtelle können durch ee u u d ſie In 4 
auch andere Bekanntmachungen veröffentlicht werden, wenn der Börſenvorſtan ) 
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Form und Inhalt für zur Veröffentlichung geeignet und dem Zwecke des Börſenverkehrs 
oder dem Intereſſe des Handelsſtandes eutſprechend findet. 

Bei amtlichen Bekanntmachungen iſt die erfolgte Veröffentlichung von einem Börſen— 
beamten zu beſcheinigen. 

§ 40. 

Zu allen Sitzungen des Vörſenvorſtandes, ſeiner Abteilungen und der Zulaſſungsſtelle 
iſt der Staatskommiſſar einzuladen. 

Berlin, den 7. Dezember 1908. 


Die Handelskammer zu Berlin. 
(Unterſchrift.) 


Vorſtehende Börſenordnung wird genehmigt. 
Berlin, den 23. Dezember 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
IIb 11587. f Delbrück. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 


Betr. Landung von Schiffspaſſagieren in Venezuela, 

Durch Verordnung des Präſidenten der Republik Venezuela iſt verfügt worden, daß 
ſich fortan die dort eintreffenden Paſſagiere ſofort nach ſtattgehabter Sanitätsviſite und 
Freigabe zum Einlaufen des Schiffes ausſchiffen können, ohne irgend welche andere Erlaubnis 
zu benötigen. 


Betr. Auerkennung deutſcher Freibordatteſte in England. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Januar 1909. 

Nach einer Mitteilung der Königlich Großbritanniſchen Regierung ſollen vom 
1. Januar d. J. ab die deutſchen Freibordatteſte von britiſchen Behörden unter der Be 
dingung anerkannt werden, daß den britischen Freibordatteſten eine gleiche Anerkennung in 
deutſchen Häfen zuteil wird. Eine entſprechende Order in Council ift unter dem 21. No— 
vember 1908 erlaſſen und in dem amtlichen Organe The London Gazette unter dem 
24. November 1908 veröffentlicht worden. = 

Deutſcherſeits wird der Britiſchen Regierung die erwünſchte Erklärung der Anerkennung 
der britiſchen Freibordatteſte in Deutſchland ſowie die Zusicherung abgegeben werden, daß 
an den deutſchen Vorſchriften keine weſentlichen Anderungen werden vorgenommen werden, 
ohne England Gelegenheit zu einer Außerung gegeben zu haben. 

Ich erſuche Sie, den Intereſſentenkreiſen und Handelsvertretungen des Bezirks eine 
entſprechende Mitteilung hierüber zugehen zu laſſen. 


In Vertretung. 


IIp 94. Dr. Richter. 
Au die Herren Regierungspräſidenten der Seeſchiffahrtsbezirke. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Wandergewerbe und Märkte. 


Betr. Detailreiſen mit Wäſche. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 21. Januar 1909. 
Im Hinblick auf das neuerdings ſtart zunehmende Detailreiſen mit Waſche ift eine 
Anderung der Ziffer 1 Nr. 2 (letzter Satz) der Bekanntmachung des Herrn Reichskanzlers 
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vom 27. November 1896 (RGBl. S. 745) nach der Richtung in Anregung gebracht worden, 
daß für die Folge auch das Detailreiſen in Wäſche wandergewerbeſcheinpflichtig wird. 
Ich erſuche Sie, ſich darüber zu äußern, ob in Ihrem Bezirk ein Bedürfnis nach 
einer entſprechenden Anderung der Bekanntmachung hervorgetreten iſt. 


Im Auftrage. 
III 10 283. IIb 12 086. Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


2. Arbeiterſchutz und Wohlfahrtspflege. 
— Betr. Betrieb der Anlagen der Großeiſeninduſtrie. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 19. Januar 1909. 
Am 1. April d. Is. treten die Beſtimmungen des Bundesrats über den Betrieb der 
Anlagen der Großeiſeninduſtrie in Kraft, die durch die Bekanntmachung des Herrn Reichs 
kanzlers vom 19. Dezember 1908 (RGBl. S. 650) veröffentlicht worden ſind. 
Zu ihrer Erläuterung und zu ihrer Ausführung bemerke ich folgendes: 
Diaurch Reſolution vom 13. Februar 1906, der ähnliche Beſchlüſſe bei der Beratung 
der Etats für 1907 und 1908 gefolgt ſind, hatte der Reichstag den Herrn Reichskanzler 
erſucht, eine eingehende Unterſuchung der Arbeitsverhältniſſe der Arbeiter in der Großeiſen— 
induſtrie einzuleiten, die unter anderem auf folgende Punkte zu erſtrecken wäre: 
1. Die Dauer der täglichen Arbeitszeit oder die Dauer der Arbeitsſchichten; 
2. die Überſtunden und Überſchichten unter Berückſichtigung der Zahl der Über- 
arbeit leiſtenden Arbeiter für jedes einzelne Werk ſowie der auf jeden Arbeiter 
entfallenden durchſchnittlichen Zahl der Arbeitsſtunden; 
3. die Einwirkung der Arbeitszeit jowie der Nacht- und Überarbeit auf die Unfall- 
häufigkeit und die Erkrankungsgefahr für die Arbeiter; 
4. die Durchführung und die Wirkung der bis jetzt erlaſſenen Schutzbeſtimmungen 
für die Arbeiter; 
5. die von den Werksleitungen getroffenen Einrichtungen, wie Waſchgelegenheit, 
Badeeinrichtungen, Räume zum Einnehmen von Mahlzeiten uſw. 
Eingehende Ermittelungen, wie den Wünſchen des Reichstags am beſten werde ent— 
Iprochen werden können, führten zu der Erkenntnis, daß es nicht nur ungewöhnliche 
Schwierigkeiten bereiten, ſondern namentlich auch eine ganz unverhältnismäßig lange Zeit 
erfordern würde, wollte man jene Reſolution wörtlich ausführen und eine eingehende 
Unterſuchung der Arbeitsverhältniſſe der Arbeiter in der Großeiſeninduſtrie nach Maßgabe 
der bezeichneten Geſichtspunkte in allen einzelnen Betrieben oder wenigſtens in einer ſo 
großen Reihe von ihnen vornehmen, daß dabei alle in Betracht kommenden ſachlichen und 
örtlichen Verſchiedenheiten ausreichend zur Geltung kämen. Bei dieſen Ermittelungen 
wurde aber gleichzeitig feſtgeſtellt, daß tatſächlich in einem großen Teile der Großeiſen⸗ 
induſtrie in den letzten Jahren häufig die Arbeitszeit einzelner Arbeiter infolge ausgedehnter 
e a ſo lange gedauert hat, und daß die Arbeitspauſen ſo knapp bemeſſen geweſen 
ben daß darin eine Gefahr für die Geſundheit der Arbeiter erblickt werden muß. Es 
6 jedoch hierbei die größten Unterſchiede zwiſchen den verſchiedenen Arten der zur 
i roßeiſeninduſtrie gehörenden Werke, zwiſchen den verſchiedenen Werken derſelben Arten, 
zwiſchen den verſchiedenen Abteilungen der einzelnen Werke, ja ſogar zwiſchen den einzelnen 
Arbeitsverrichtungen innerhalb der einzelnen Abteilungen. Eine Arbeitsdauer, die deshalb 
bei einzelnen Arbeiten das zuläſſige Maß erheblich überſchreiten würde, erreicht bei vielen 
anderen die Grenze des Zuläſſigen noch nicht; während manche Arbeiten eine Unterbrechung 
durch längere Betriebspauſen ohne Schwierigkeiten geſtatten, iſt eine ſolche bei anderen 
geradezu unmöglich; während bei manchen Arbeiten ſchon die Natur des Betriebs häufige 
Unterbrechungen und Pauſen mit ſich bringt, fehlen ſolche bei anderen ganz; und während 
bei manchen Arbeiten eine kürzere Vertretung durch einen Erſatzmann unſchwer bewert- 
ſtelligt werden kann, iſt dies bei anderen nicht angängig. Einer Beſtimmung der zuläſſigen 
Arbeitszeit durch allgemeine Anordnung des Bundesrats ſtanden daher große Schwierig⸗ 
keiten im Wege. Andererſeits war anzuerkennen, daß eine übermäßige Ausdehnung der 
Arbeitszeit in ſolchem Umfange vorkommt, daß zu ihrer Bekämpfung allgemeine Beſtim— 
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mungen des Bundesrats nicht entbehrt werden können. Erforderlich erſchien zunächſt nicht 
ſowohl eine Beſchränkung der Höchſtdauer der regelmäßigen Arbeitszeit, die in den Arbeits⸗ 
ordnungen begrenzt und im allgemeinen nicht zu hoch bemeſſen iſt, als eine Bekämpfung 
übermäßiger Überſtunden und eine Sicherſtellung von Mindeſtpauſen während der längeren 
Arbeitsſchichten und zwiſchen je zwei Arbeitsſchichten. 

Behufs Bekämpfung einer übermäßigen Ausdehnung der täglichen Arbeitszeit iſt an 
die Spitze der Veſtimmungen des Bundesrats die Vorſchrift geſtellt, daß alle Arbeiter, die 
zu Überſtunden oder Überſchichten herangezogen werden, in ein monatlich dem Gewerbe- 
inſpektor einzureichendes Verzeichnis einzutragen ſind, das über die Dauer ihrer tatſächlich 
an jedem einzelnen Tage geleiſteten Arbeitszeit genau Auskunft gibt und insbeſondere die 
Zahl der von ihnen geleiſteten Überjtunden erkennen läßt. Eine ſolche Anordnung wird 
beſſer und weit ſchneller als etwaige jetzt anzuſtellende umfangreiche Erhebungen die Unter- 
lagen für die Beantwortung der Frage gewähren, ob und in welcher Weiſe etwa denmächſt 
eine Beſchränkung der Arbeitszeit erforderlich iſt, ſei es, daß dieſe ſodann auf Grund des 
$ 120 e der Gewerbeordnung vom Bundesrat allgemein, ſei es, daß ſie auf Grund des 
dem Reichstage vorliegenden neuen Entwurfs für § 1201 Abſ. 2 der Gewerbeordnung von 
den zuſtändigen Polizeibehörden für einzelne Betriebe zu bewirken ſein würde. Es darf 
auch gehofft werden, daß in der Regel die Notwendigkeit, alle Überarbeit in ein ſolches 
Verzeichnis einzutragen, in Zukunft von vornherein die unteren Werksbeamten von der 
Anordnung unnötiger Überarbeit und von deren unangemeſſener Ausdehnung abhalten und 
den Leitern der Werke (Unternehmern, Abteilungschefs, Generaldirektoren) die ihnen bisher 
oft fehlende genaue Kenntnis der vorkommenden Überarbeit und einen beſonderen Anlaß 
geben wird, dieſe auf ein angemeſſenes Maß zu beſchränken. 

Unabhängig davon, ob man auf Grund dieſer Unterlagen ſpäter zu Vorſchriften über 
die Dauer der Arbeitszeit kommen wird, war außerdem alsbald Vorſorge dafür zu treffen, 
daß zwiſchen zwei Arbeitsſchichten eine Ruhezeit von mindeſtens 8 Stunden, und daß in 
allen Arbeitsſchichten, die länger als 8 Stunden dauern, — und das ſind in den Betrieben, 
um die es fih hier handelt, im weſentlichen die 12ſtündigen Schichten Ppauſen in der Ge 
ſamtdauer von 2 Stunden und darunter eine einſtündige Mittagspauſe gewährt werden. 
Daß derartige Ruhezeiten und Pauſen erforderlich ſind, muß bei den ſchweren Arbeiten, 
um die es ſich handelt, ohne weiteres einleuchten. Dies wird auch von allen einſichtigen 
Unternehmern anerkannt. Tatſächlich ſind aber trotzdem ſo häufig dieſe Ruhezeiten und 
Pauſen nicht vollſtändig gewährt worden, daß es geboten erſchien, für ihre unbedingte 
Innehaltung durch eine zwingende Vorſchrift zu ſorgen. N 

Von beſonderen Beſtimmungen zur Einſchränkung der Sonntagsarbeit iſt einſtweilen 
abgeſehen worden, weil es zunächſt fraglich war, inwieweit deren Einſchränkung techniſch 
möglich iſt, und weil jedenfalls eine ſolche Einſchränkung jo große Schwierigkeiten ver- 
urſachen würde, daß es nicht geraten war, vor der ohnehin bereits in Angriff genommenen 
allgemeinen Neuregelung der Beſtinnnungen über die Sonntagsruhe jetzt allein für die 
Sonntagsruhe in der Großeiſeninduſtrie beſondere Vorſchriften zu erlaſſen. 

Was endlich die Einrichtungen der Werksleitungen für das Wohl der Arbeiter, wie 
Trinkwaſſerverſorgung, Waſchgelegenheiten, Badeeinrichtungen, Räume zum Einnehmen von 
Mahlzeiten uſw. betrifft, ſo erſchien es weder erforderlich noch zweckmäßig, darüber all⸗ 
gemein verbindliche Beſtimmungen zu treffen. Denn, um überall durchführbar zu ſein, 
würden ſolche Beſtimmungen in ihren Forderungen hinter dem zurückleiben müſſen, was 
viele Werke bereits freiwillig eingerichtet haben, andere bei nachdrücklicher, gütlicher Ein: 
wirkung freiwillig einrichten werden. Allgemeine Vorſchriften würden fich im weſentlichen 
darauf beſchränken müſſen, den Inhalt der § 120 a und 120b der Gewerbeordnung zu 
wiederholen, ohne damit ſonderlichen Nutzen zu ſtiften. Dagegen muß es den Gewerbe 
aufſichtsbeamten auch ohne ſolche Sonderbeſtimmungen gelingen, die an manchen Stellen 
vorhandenen Mißſtände durch Ermahnungen, nötigenfalls durch polizeiliche Verfügungen 
gemäß § 120d der Gewerbeordnung zu beſeitigen. Was insbeſondere die Ankleide— und 
Waſchräume betrifft, ſo erſchien eine beſondere Beſtimmung darüber un jo mehr entbehrlich, 
als bereits § 120b Abſ. 3 der Gewerbeordnung ihr Vorhandenſein für alle Anlagen aus- 
drücklich fordert, deren Betrieb es mit ſich bringt, daß die Arbeiter ſich unmkleiden und nach 
der Arbeit reinigen. ; 2 

Zu den einzelnen Paragraphen der Beſtimmungen bemerke ich folgendes: 

§ 1 regelt das Anwendungsgebiet der Beſtimmungen. Die dort aufgeführten Werke 
ſind diejenigen, die üblicherweiſe unter dem Namen der Großeiſeninduſtrie zuſammengefaßt 
werden. Es ſind zugleich diejenigen, in denen nach den im Reichstag erhobenen und von 
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den Gewerbeaufſichtsbeamten inſoweit beſtätigten Klagen die Mißſtände hervorgetreten ſind, 
die zu den Beſtimmungen Anlaß gegeben haben. Dieſe auf die Reparaturwerkſtätten und 
Nebenbetriebe auszudehnen, war geboten, weil in ihnen beſonders häufig eine bedenklich 
lange Überarbeit vorgekommen iſt. s 

Die Beſtimmungen finden Anwendung auf alle in den bezeichneten Werken be— 
ſchäftigten Arbeiter und zwar auch dann, wenn dieſe von Zwiſchenunternehmern angenommen 
und entlohnt werden. 


§ 2 regelt das Verzeichnis der Überarbeit, deſſen Zweck bereits erörtert worden iſt. 
Als Überarbeit im Sinne dieſer Beſtimmungen gilt jede Überſchreitung der durch die 
5 — $ 134b Abſ. 1 Nr. 1 der Gewerbeordnung feſtgeſetzten Arbeitszeit 
und jede Sonntagsarbeit, die nicht einen Beſtandteil der regelmäßigen Wechſelſchichten 
bildet. In das Verzeichnis, das über die Dauer der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit 
und der an jedem einzelnen Tage geleiſteten Überſtunden der einzelnen Arbeiter Auskunft 
geben ſoll, ſind in jedem Monat alle Arbeiter aufzunehmen, die in ſeinem Verlauf über— 
haupt zu Überſtunden herangezogen werden. l 

Den ſonſtigen Vorschriften der Gewerbeordnung und der Beſtiunnungen des Bundes⸗ 
rats entſprechend, iſt vorgeſehen, daß die Unternehmer dies Verzeichnis zunächſt der Orts⸗ 
polizeibehörde einzuſenden haben. Seine Prüfung und weitere Bearbeitung iſt jedoch den 
Gewerbeaufſichtsbeamten zu übertragen. Sie wollen deshalb Anordnung treffen, daß die 
Ortspolizeibehörden es regelmäßig alsbald an den Gewerbeinſpektor weiterſenden. 
i Über die Form des Verzeichniſſes nähere Beſtinnnungen zu erlaſſen, ift den höheren 
Verwaltungsbehörden vorbehalten, damit dabei deren praktiſche Erfahrungen verwertet, und 
von ihnen ſpäter ohne Schwierigkeiten die etwa erforderlichen Abänderungen vorgenommen 
werden können. Damit jedoch eine gleichmäßige Aufarbeitung dieſer Verzeichniſſe nicht 
unnötig erſchwert wird, empfehle ich Ihnen, einſtweilen Ihren Anordnungen das beigefügte 
Muſter A zugrunde zu legen und, wenn ſich demnächſt der Wunſch nach Anderungen 
ergeben follte, darüber zunächſt mir zu berichten. 5 

m zu vermeiden, daß dies Verzeichnis zu einer unnötigen Beläſtigung der Unter- 

nehmer und Behörden mit entbehrlichem Schreibwerke führt, iſt in Abſ. 2 des § 2 der 
Bundesratsbeſtimmungen vorgeſehen, daß auf Antrag der Unternehmer mit Genehmigung 
und nach näherer Beſtimmung der höheren Verwaltungsbehörde an Stelle eines beſonderen 
Uberarbeitsverzeichniſſes die Lohnliſten und beſonderen Auszüge aus ihnen treten können. 
Wenn derartige Anträge an Sie gelangen ſollten, ſo ſtelle ich Ihnen anheim, bezüglich der 
Lohnliſten oder Schichtbücher die antragſtellenden Unternehmer ſelbſt zur Einreichung be⸗ 
ſtimmter Vorſchläge zu veranlaſſen und dieſe zu genehmigen, ſobald ſie die regelmäßige 
tägliche Arbeitszeit und die Überſtunden, die von den einzelnen Arbeitern an den einzelnen 
zagen geleiſtet werden, ohne Schwierigkeiten erkennen laſſen. Für die Auszüge aus den 
Lohuliſten empfehle ich, das in der Anlage B beigefügte Muſter vorzuſchreiben und Ab- 
a den davon nur zu genehmigen, nachdem Sie ſich vorher darüber mit mir verſtändigt 
aben. 
z $ 3 ordnet für alle über acht Stunden dauernden Arbeitsſchichten die Regelung der 
Arbeitspauſen. Eine entſprechende Vorſchrift auch für die achtſtündigen und kürzeren 
Schichten zu treffen, erſchien zunächſt nicht erforderlich. er 

Die Dauer der Pauſen ift den bisherigen Gepflogenheiten der gut geleiteten Werke 
entſprechend auf insgeſant 2 Stunden feſtgeſetzt. Dieſe Vorſchrift foll für alle Arbeiter, 
alſo unter Abänderung der Beſtimmung in Nr. II 2 Abſ. 1 der Bekanntmachung, betreffend 
die Beſchäftigung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern in Walz und Hammer- 
werken, vom 27. Mai 1902 (RGV. S. 170) auch für junge Leute männlichen Geſchlechts 
gelten. Wie in Nr. II 2 Abſ. 2 jener Bekanntmachung iſt auch hier vorgeſchrieben, daß in 
der Regel Arbeitsunterbrechungen von weniger als einer Viertelſtunde auf die Pauſen nicht 
im Anrechnung kommen. Dies erſchien geboten, weil ſolche kürzeren Unterbrechungen dem 
Arbeiter in der Regel keine genügende Gelegenheit zu erholender Ruhe gewähren und in 
ihrer tatſächlichen Dauer felten ohne weiteres zweifelsfrei feſtgeſtellt werden können. 
Ebenſo wie in Nr. II 2 Abſ. 2 der Bekanntmachung vom 27. Mai 1902 iſt jedoch auch in 
den vorſtehenden Beſtimmungen vorgeſehen, daß die höhere Verwaltungsbehörde für Be⸗ 
triebsabteilungen, in denen die Arbeit naturgemäß mit zahlreichen, eine . Ruhe 
gewährenden Unterbrechungen verbunden ift, widerruflich geſtatten kann, daß auch Arbeits- 
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unterbrechungen von kürzerer als viertelſtündiger Dauer auf die zweiſtündige Geſamtdauer 
der Pauſen angerechnet werden. Da der höheren Verwaltungsbehörde vor der Erteilung 
dieſer Genehmigung nachgewieſen werden muß, daß ihre Vorausſetzungen erfüllt ſind, und 
da die Genehmigung jederzeit widerrufen werden kann, erſchien eine ſolche Einſchränkung 
der allgemeinen Vorſchrift unbedenklich. Anderſeits iſt ſie für Werke, in denen Arbeits⸗ 
unterbrechungen der bezeichneten Art häufig vorkommen, von weſentlicher Bedeutung. 

Die Gewährung einer längeren, annähernd in der Mitte der Arbeitszeit liegenden, 
zur Einnahme des Eſſens und zum Ausruhen beſtimmten Pauſe iſt in den meiſten gut ge 
leiteten Werken bereits üblich und aus auerkannten hygieniſchen Rückſichten allgemein zu 
fordern. Soll ſie ihren Zweck vollſtändig erreichen, ſo muß ſie mindeſtens eine Stunde 
dauern und zwiſchen dem Ende der fünften und dem Anfange der neunten Arbeitsſtunde 
— d. h. z. B. bei den um 6 Uhr beginnenden zwölfſtündigen Schichten zwiſchen 11 und 
2 Uhr — liegen. Dies iſt daher als Regel vorgeſchrieben. Um jedoch auch den beſonderen 
Fällen Rechnung tragen zu können, wo die Natur des Betriebs oder Rückſichten auf die 
Arbeiter eine andere Regelung geboten erſcheinen laſſen, iſt — ähnlich wie in § 139 Abſ. 2 
der Gewerbeordnung — weiter vorgeſehen, daß die höhere Verwaltungsbehörde unter Muf- 
rechterhaltung der Geſamtdauer der Pauſen von zwei Stunden die Beſchränkung der 
Mittagspauſe auf eine halbe Stunde widerruflich geſtatten kann. 

Nof. 3 entſpricht einem Wunſche der vor Erlaß der Beſtimmungen vernommmenen 
Sachverſtändigen, die namentlich Gewicht darauf legten, daß auch in Zukunft die Möglich. 
keit offen gehalten werde, die zwei Stunden Pauſe, die den in der zwölfſtündigen Nacht- 
ſchicht beſchäftigten Arbeitern grundſätzlich gewährt werden ſollten, auf deren Wunſch dann 
zu verkürzen, wenn damit eine eutſprechend frühere Entlaſſung von der Arbeit verbunden 
würde. Zur Unterſtützung dieſes Wunſches wurde angeführt, daß auf dieſe Weiſe tatſächlich 
in der zwölfſtündigen Arbeitsſchicht die vorgeſchriebenen zwei Stunden Ruhe gewährt 
würden, wenn auch zum Teil nicht zwiſchen der Arbeit, ſondern vor ihrem Beginn oder 
nach ihrem Ende. 

Nach den Angaben der vernommenen Arbeitgeber, die von den vernommenen Arbeitern 
beſtätigt wurden, iſt es bei manchen der in der Großeiſeninduſtrie vorkommenden Arbeiten 
unmöglich, einen Arbeiter während der vorgeſehenen Pauſen ſo durch einen anderen Arbeiter 
zu erſetzen, daß dieſer die volle Verantwortlichkeit übernimmt und der von ihm vertretene 
Arbeiter von allen Verpflichtungen befreit wird. Insbeſondere gilt dies von den Schmelzern 
und Gichtarbeitern an den Hochöfen. Auch wenn für ſie, wie dies erforderlich erſcheint, 
ein Vertreter beſtellt wird, dürfen ſie ſich doch während der Pauſen, ſoll nicht der Betrieb 
und das Leben der Arbeiter gefährdet werden, von ihrer Arbeitsſtätte nicht zu weit ent 
fernen und müſſen ſie bereit ſein, in dringenden Fällen Hilfe zu leiſten. Um dies zu 
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ermöglichen, ijt die Beſtimmung in Abſ. 4 aufgenommen worden. Eine regelmäßige, wenn 
auch nur überwachende Tätigkeit darf jedoch den Arbeitern auf Grund dieſer Beſtimmung 
während ihrer Pauſe nicht zugemutet werden. 

$ 4 will die Einhaltung einer Mindeſtruhezeit zwiſchen je zwei Arbeitsſchichten ſicher⸗ 
ſtellen. Entſprechend dem § 93d Abſ. 2 des Preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes in der 
Faſſung vom 14. Juli 1905 (GS. S. 307) iſt dieſe Ruhezeit auf acht Stunden bemeſſen. 
Dieſe Regelung empfahl ſich, weil ſie es geſtattet, da, wo mit drei achtſtündigen Schichten 
gearbeitet wird, bei außerordentlichen Umſtänden — 3. B. beim plötzlichen Ausbleiben eines 
ap unentbehrlichen Arbeiters — einen anderen Arbeiter eine volle Überſchicht leiſten 
zu laſſen. 

„ „„Auf die Wechſelſchichten kann diefe Beſtimmung nicht ohne weiteres Anwendung finden. 
Es erſchien jedoch geboten, deren Regelung den bereits eingeleiteten Verhandlungen über 
die Neugeſtaltung der vom Bundesrat auf Grund des § 105d der Gewerbeordnung 
geſtatteten Ausnahmen von dem Verbote der Sonntagsarbeit im Gewerbebetriebe vorzubehalten. 
14, SD regelt die Verhältniſſe bei Not- und Unglücksfällen. Abſ. 1 ift dem § 105 
Abſ. 1 Nr. 1 der Gewerbeordnung nachgebildet und nimmt von den vorhergehenden Be- 
ſtimmungen die Arbeiten aus, die in Notfällen unverzüglich vorgenommen werden müſſen. 
Um einen Mißbrauch dieſer Beſtimmung zu verhindern, iſt dabei vorgeſehen, daß ſolche 
Arbeiten binnen drei Tagen der Ortspolizeibehörde ſchriftlich anzuzeigen ſind. Sie wollen 
die Ortspolizeibehörden veranlaſſen, derartige Anzeigen unverzüglich dem Gewerbeinſpektor 
zu Überſenden, damit dieſer nachprüfen kann, ob tatſächlich ein Notfall die unverzügliche 
Vornahme der von den Vorſchriften abweichenden Arbeit erfordert hat. 

Für den Fall, daß Naturereigniſſe oder Unglücksfälle den regelmäßigen Betrieb eines 
Werkes unterbrochen haben, ſieht Mbi. 2 entſprechend dem § 139 Abſ. 1 der Gewerbeordnung 
die Geſtattung von Ausnahmen vor, und zwar auf die Dauer von vier Wochen durch die 
höhere Verwaltungsbehörde, auf längere Zeit durch den Reichskanzler. 

Ich erſuche Sie, die Gewerbeaufſichtsbeamten anzuweiſen, daß ſie der Durchführung 
dieſer Beſtimmungen ihre beſondere Aufmerkſamkeit zuwenden, die Unternehmer auf ihre 
neuen Verpflichtungen rechtzeitig hinweiſen und ſie bei deren Erfüllung durch ihren ſach 
verſtändigen Rat tunlichſt unterſtützen. In den Jahresberichten für 1909 iſt über die 
Durchführung dieſer Beſtimmungen eingehend zu berichten und gleichzeitig zu erörtern, in 
welcher Weiſe in den Werken der Großeiſeninduſtrie für Trinkwaſſer, Waſchgelegenheit, 
Badeeinrichtungen, Speiſeräume uſw. geſorgt iſt. 


III. 459. Delbrück. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 
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3. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Lieferung von Drogen, Verbandſtoffen uſw. au Kaſſcumitglieder. 
Berlin, den 23. Jannar 1909. 

In der Eutſcheidung vom 9. Juli 1908 hat das Oberverwaltungsgericht die Befugnis 
der Träger der Krankenverſicherung anerkannt, Verträge mit Lieferanten für die dem freien 
Verkehr übergebenen Drogen, Verbandſtoffe uſw. abzuſchließen und auch eigene Lager für 
dieſe Heilmittel zu errichten mit der Wirkung, daß die Mitglieder zur Entnahme der Heil— 
mittel aus dieſen Bezugsquellen verpflichtet ſind und, von dringenden Fällen abgeſehen, für 

te anderweit bezogenen Heilmittel einen Erſatzanſpruch an die Gemeinden und Kaffen 
nicht haben. j 
Hiernach heben wir die in den früheren Erlaſſen, insbeſondere in unſeren Erlaſſen 
vom 6. Januar 1899 (B. 10324 M. f. H., M. 8811 M. d. g. A. — M. Bl. f. d. i. V. S. 55) 
und vom 7. Auguſt 1907 (SHMBl. S. 318) gegebenen Anweiſungen, inſoweit fie mit der 
erwähnten Entſcheidung im Widerſpruch ſtehen, auf. 


Der Miniſter Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- 
für Handel und Gewerbe. und Medizinal-Angelegenheiten. 

Im Auftrage. Im Auftrage. 

Neumann. Förſter. 


III. 314 M. f. H. u. G. — M. 529 M. d. g. uſw. A. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten in Potsdam. 


Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 


Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken- und Sterbekaſſe der Barbiere, Friſeure, Perückenmacher und verwandten 

Berufsgenoſſen (E. H.) in Cöln, 

Kranken- und Sterbekaſſe zu Igſtadt (E. H.), 
Kranken⸗Unterſtützungskaſſe der Zimmerer der Stadt Kiel (E. H.), 
5 e nie a für Lasfelde, Petershütte und Kagen- 
ſtein (E. H.), 
Krankenkaſſe der Zimmerer-, Maurer- und Dachdeckergeſellen (E. H.) in Oſterode, 
Kranken- und Sterbekaſſe für Bandwirker der Bürgermeiſterei Wermelskirchen (E. H.), 
„Germania“ (E. H.) in Breslau, 
Kranken-Unterſtützungs- und Sterbekaſſe der Breslauer Maurergeſellen (E. H.), 
Kranken- und Sterbekaſſe für alle Berufszweige von Friedenau (E. H.). 
Berlin, den 30. Januar 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Hoffmann. 

— a S U 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Zu III 510 M. Ang. 


Fortbildungsſchulen. 


Betr. Feſtſetzung der Stundeupläue für Fortbilduugsſchulen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 18. Jannar 1909. f 
Un die aus der Entſcheidung des Königlichen Kammergerichts vom 17. September v. I., 
betreffend die Feſtſetzung der Stundenpläne für die Fortbildungsſchulen, ſich ergebenden 
Schwierigkeiten zu beſeitigen, ift die geſetzliche Regelung der Angelegenheit in Ausſicht ge- 
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nommen. Zu dieſem Zwecke ift in dem dem Reichstage zur Zeit vorliegenden Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, — Nr. 552 der Druckſachen - 
ein Zuſatz zum § 120 Abi. 3 vorgeſehen, durch den das Erfordernis ſtatutariſcher Feſt 
ſetzung beſeitigt wird. 

Im Auſtrage. 
IV. 420. Dönhoff. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 
len —— — d 
VI. Nichtamtliches. 


Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Oſtelbiſcher Schiffahrts-Kalender 1909. Herausgegeben von P. V. Queißer, 
Reedereidirektor, und E. Raͤgöczy, Syndikus a. D. und Generalſekretär. Gea-Verlag Gem. bass 
Berlin W. 55. 


Statiſtik des Deutſchen Reichs, Band 194. Die Krankenverſicherung im Jahre 1907. 
Bearbeitet im Kaiſerlichen Statiſtiſchen Amte. Berlin, Verlag von Puttkammer & Mühl⸗ 
brecht 1908. 


Die amtliche Ausgabe der „Jahresberichte der Königlich Preußiſchen Re— 
gierung- und Gewerberäte und Bergbehörden für 1908“ wird Ende März 1909 
in der Reichsdruckerei fertig geſtellt werden. Die bis ſpäteſtens zum 28. Februar 1909 
unmittelbar bei der Direktion der Reichsdruckerei, Berlin S. W. 68, Oranienſtraße 91, be 
ſtellten Exemplare werden zu einem Vorzugspreiſe abgelaſſen werden, der auf 2,75 M 
für ein broſchiertes Exemplar und auf 3,25 „ für ein in Ganzleinen gebundenes Exemplar 
feſtgeſetzt iſt. Es wird daher empfohlen, den Bedarf bis zum 28. Februar 1909 bei der 
Reichsdruckerei zu beſtellen. Die nach dem 28. Februar 1909 bei der Reichsdruckerei ein— 
gehenden Beſtellungen werden von dieſer dem R. von Decker'ſchen Verlage, Berlin S.W. 19, 
Jeruſalemerſtraße 56, überwieſen werden. Für die Ausführung ſolcher Beſtellungen, wie für 
die Lieferungen im Wege des Buchhandels, iſt der Ladenpreis zu zahlen, der 5,25 M für 
ein broſchiertes und 5,75 M für ein gebundenes Exemplar beträgt. 
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Carl Heymanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Siitenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W, 


